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Neue Power für den Arbeitsmarkt
WIRTSCHAFT: Land stellt Programm vor, das kleinen und mittleren Betrieben und den Beschäftigten durch die Krise helfen soll 

VON TORBEN SCHRÖDER

F
örderung für betriebliche und in-
dividuelle Fortbildung, Coaching-
Programme, Zusatzqualifi kationen 
für angehende Azubis und ein runder 

Tisch – mit diesem Maßnahmenpaket unter 
dem Titel „RechargeRLP“ will die Mainzer 
Landesregierung „einen Energieschub für die 
Arbeitswelt in Rheinland-Pfalz“ bewirken. 
Recharge bedeutet so viel wie „aufl aden“. Ar-
beitsministerin Sabine Bätzing-Lichtenthäler 
(SPD) spricht von eine „Maßnahmenbündel, 
mit dem wir die Menschen dabei unterstüt-
zen, mit neuer Kraft aus der Krise zu kom-
men“. Besonders Arbeitslose, Beschäftigte 
in Kurzarbeit, Selbstständige, kleine und 
mittlere Unternehmen sowie Jugendliche 
und junge Erwachsene sollen profi tieren. 

Zuschuss für Weiterbildung

Seit dem 1. Oktober geöffnet ist ein För-
dertopf mit zunächst einer Million Euro 
für Unternehmen, die betriebliche Wei-
terbildung anbieten. 30.000 Euro und 50 
Prozent der Kosten beträgt die jährliche 
Maximalförderung. Nähere Vorgaben, 
dass die Fortbildungen beispielsweise in 
Richtung Digitalisierung gehen müssen, 
gibt es nicht. Beim „QualiScheck“, einem 
etablierten Programm für die individuelle 
Weiterbildung, wird die Fördersumme 
von 600 auf 1.500 Euro angehoben. Die 

Mittel stammen aus dem Europäischen 
Sozialfonds (ESF). 

Eine Reihe weiterer Förderinstrumente 
sind in Planung und sollen nach Auskunft 
der Ministerin bis Frühjahr 2021 an den 
Start gehen. Eines davon nennt sich „KuG-
Coach“. 41.500 Betriebe mit zusammen 
über 480.000 Mitarbeitern haben allein 
in Rheinland-Pfalz bereits Kurzarbeit an-
gemeldet. Wie viele auch tatsächlich von 
dem Instrument zur Arbeitsplatzsicherung 
Gebrauch machen, ist erst mit Verzöge-
rung zu ermitteln. „Die Unsicherheit in 
der Wirtschaft führt zu einer geringeren 
Einstellungsbereitschaft“, sagt Bätzing-
Lichtenthäler, „es ist schwer, jetzt auf dem 
Arbeitsmarkt Fuß zu fassen.“ Aber wer in 
Kurzarbeit ist, habe mehr Zeit für Fortbil-
dung. „KuG-Coach“ ist ein präventiv ge-
dachtes Projekt, bei dem Beschäftigte hin-
sichtlich einer passenden Qualifi zierung 
oder auch einer berufl ichen Neuorientie-
rung beraten werden sollen. 

Hilfen für den Mittelstand 

„ReStart“ nennt sich ein Coaching-Pro-
gramm für Selbstständige, die über eine 
Erweiterung ihres Geschäftsmodells oder 
auch eine neue berufl iche Orientierung 
nachdenken. Das bereits vorhandene För-
derprogramm „Zukunftsfähige Arbeit“, das 
kleine und mittelständische Unternehmen 
bei Weiterbildung, Gesundheitsmanage-

ment und Arbeitsorganisation unterstützen 
soll, wird stärker auf die Bereiche Digita-
lisierung und Home-Offi ce ausgerichtet. 
Auch hier stehen Fördermittel der EU zur 
Verfügung. 

Qualifi zierung von Jugendlichen

Das ebenfalls neue Förderprogramm 
„Jump“ richtet sich an Jugendliche und 
junge Erwachsene, die grundsätzlich aus-
bildungsreif sind. Doch Corona-bedingt 

sind viele Veranstaltungen und Messen, 
bei denen Ausbildungsberufe vorgestellt 
werden, ausgefallen. Und in Sachen neuer 
Lehrverträge üben die Betriebe mehr Zu-
rückhaltung. Deshalb will das Land Zusatz-
qualifi kationen vermitteln, die die Über-
gangszeit ausfüllen. 

Gezielt an junge Menschen mit schlech-
teren Aussichten am Arbeitsmarkt richten 
sich die Jugendberufsagenturen. „Alles aus 
einer Hand“ lautet das Credo. Arbeits-
agentur, Jobcenter, Jugendamt und Schu-
len arbeiten zusammen, um Hilfsangebote 
zu vermitteln. Drei regionale Koordinie-
rungsstellen in Ingelheim, Koblenz und 
Pirmasens gibt es, drei weitere in Mainz, 
Kaiserslautern und Ludwigshafen sollen 
hinzukommen. Mithilfe der ESF-Mittel 
will Bätzing-Lichtenthäler das Modell in 
die Fläche bringen. 

Runder Tisch mit Kammern

Mit Unternehmensbesuchen und Gesprä-
chen mit Betriebsräten will sich die Mi-
nisterin selbst ein Bild von der Lage in den 
Regionen und Branchen machen. Einstwei-
len bis Ende 2021 soll ein neuer Beschäf-
tigungsbeirat für direkte Absprachen und 
schnellen Erfahrungsaustausch sorgen. 
Gewerkschaften, Arbeitsagentur, Jobcen-
ter, Kammern, Kommunen, Kirchen und 
weitere Institutionen sind Teil dieses „Pro-
blemlösungsgremiums“.
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Arbeitsministerin Sabine Bätzing-Lichtenthäler 
stellt RechargeRLP in Mainz vor 

Betriebe stellen 
wieder mehr ein 
ARBEITSMARKT: Hohe Quote sinkt im September weiter

Agentur für Arbeit in Mainz 
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Die Arbeitslosigkeit in Rheinland-Pfalz ist 
im September weiter zurückgegangen. Der 
Regionaldirektion Rheinland-Pfalz-Saar-
land der Bundesagentur für Arbeit zufolge 
darf sich die Landesregierung über einen 
satten Rückgang von 5,5 Prozent freuen. 
Das entspricht 7.100 weniger Arbeitslosen 
als im Vormonat. Im Vergleich zum Sep-
tember 2019 ist die Zahl der als arbeitslos 
gemeldeten Menschen aber weiterhin deut-
lich erhöht. Im Vorjahresmonat lag die Ar-
beitslosenquote nur bei 4,2 Prozent, heute 
liegt sie noch immer bei 5,4 Prozent. 

Vor allem die Zahl jüngerer Arbeitssu-
chender habe sich im September reduziert, 
wie Walter Hüther, der stellvertretende 
Vorsitzende der Regionaldirektion berich-
tete. Sie hätten entweder eine Beschäfti-
gung oder eine Lehrstelle angetreten. 

Zu verdanken sei dieser Rückgang der 
Arbeitslosenquote unter anderem einer 
wachsenden Einstellungsbereitschaft der 

rheinland-pfälzischen Arbeitgeber. Im Sep-
tember wurden insgesamt 7.100 offene Ar-
beitsstellen gemeldet. Das entspräche einen 
Zuwachs von knappen zehn Prozent im 
Vergleich zum August. Doch auch hier hat 
der Arbeitsmarkt die Zahlen des Vorjahres 
noch lange nicht erreicht. Insgesamt waren 
im September 30.200 offene Stellen gemel-
det, über 10.000 weniger als im Vorjahres-
monat. 

Seitens der Landesregierung zeigte man 
sich dennoch erleichtert. Es sei eine „er-
freuliche Entwicklung“, so Malu Dreyer. 
Die Ministerpräsidentin erkannte aber 
dennoch an, dass die Lage auf dem Ar-
beitsmarkt weiter schwierig sei. „Sehr viele 
Beschäftigte befi nden sich immer noch in 
Kurzarbeit.“ Aber auch hier gibt es Zeichen 
der Besserung. Im September gab es nur 
noch 250 neue Anzeigen für Kurzarbeit für 
insgesamt 3.400 Beschäftigte, so die Agen-
tur für Arbeit.                                               AS

Investieren Land und 
Kommunen genug in 
das Straßennetz?  
Im Jahr 2021 stehen 331 Projekte im Lan-
desstraßenbauprogramm. Insgesamt 126 
Millionen Euro sind dafür im Haushalt 
veranschlagt. Das hat Verkehrsminister Dr. 
Volker Wissing Ende September anlässlich 
der Überleitung des Bauprogramms an den 
Landtag erklärt. „Wir investieren in den Er-
halt und Ausbau bestehender Straßen, aber 
auch in den Neubau. Ein modernes Land 
braucht eine moderne Infrastruktur. Un-
sere Bürgerinnen und Bürger wie auch un-
sere exportorientierte Wirtschaft sind auf 
eine gut ausgebaute Infrastruktur angewie-
sen. Wir machen aber auch den Radfahre-
rinnen und Radfahrern in Rheinland-Pfalz 
Angebote. 19 Radwege sind im Programm 
enthalten“, so Wissing. 

Für die laufenden Neubauprojekte wie die 
Nord-Ost-Tangente Bitburg, die Ortsumge-
hungen Rhaunen, Marienfels-Miehlen und 
Bellheim sowie für die Nordumfahrung Ko-
blenz-Metternich sind im kommenden Jahr 
rund 10 Millionen Euro vorgesehen. 91 Mil-
lionen Euro fl ießen in die Erhaltung sowie 
in den Um- und Ausbau des rheinland-pfäl-
zischen Landesstraßennetzes. Für die Lan-
desstraßen stehen im kommenden Jahr 126 
Millionen Euro im Haushalt zur Verfügung. 
Damit werde dem Ziel des Koalitionsver-
trags entsprochen, in der Regierungsperiode 
600 Millionen Euro für den Landesstraßen-
bau auszugeben.

Kritik von CDU und Rechnungshof

Christian Baldauf, Vorsitzender der CDU-
Fraktion im Landtag und Spitzenkandidat 
der Christdemokraten im kommenden 
Wahlkampf, zeigt sich deutlich skeptischer. 
Bereits bei der Vorstellung des Haushalts 
2021 vor wenigen Wochen hatte er feh-
lende Investitionen in die Infrastruktur be-
mängelt. „Die Wahrheit ist, dass die Inves-
titionen in unser Land, in Straßen, Brücken 
und Schulen auf niedrigem Niveau ste-
henbleiben. Rheinland-Pfalz liegt im Län-
dervergleich auf einem der letzten Plätze“, 
erklärte Baldauf bereits Anfang September. 

Auch der Rechnungshof RLP hatte kürz-
lich einen Investitionsstau in Sachen Ver-
kehrsinfrastruktur moniert. Allerdings lag 
das Hauptaugenmerk des Rechnungshofs 
auf kommunalen Verkehrswegen. Allein 
das Straßennetz der Gemeinden und Städte 
habe einen Sanierungsstau von 1,1 Milli-
arden Euro. Die Zahlen basieren auf einer 
Umfrage unter 170 rheinland-pfälzischen 
Gemeinden. Ursachen, so der Rechnungs-
hof, seien eine Unterfi nanzierung der 
Kommunen, Personalmangel und ein feh-
lender Überblick seitens der Kommunen, 
so die Erklärung.                           AS/MWVLW 
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Steuerzahler und private 
Bauherren zahlen für Entsorgung
POLITIK: Bauwirtschaft und Handwerkskammer setzen sich für Deponie in Mainz-Laubenheim ein

VON ANDREAS SCHRÖDER

I
m ehemaligen Steinbruch in Mainz-Lau-
benheim soll eine Ablagerungsstätte für 
Bauaushub entstehen. Bei den Einwoh-
nern von Laubenheim und im benachbar-

ten Mainz-Weisenau ist dieser langjährige 
Plan mehr als umstritten. Die Hitzewelle und 
die infolge der Corona-Krise geschlossenen 
Bäder riefen diesen Sommer daher einige 
Mainzer Bürger auf den Plan: Sie forderten, 
auf die angedachte Deponie zu verzichten 
und stattdessen den ehemaligen Steinbruch 
in einen Baggersee zu verwandeln. Bisher gab 
es keine ernstzunehmenden Anzeichen, dass 
die Stadt Mainz plant, dieser Bitte zu ent-
sprechen. Aber bei der rheinland-pfälzischen 
Bauwirtschaft ließ das Ansinnen dennoch die 
Alarmglocken läuten. Denn in Rheinland-
Pfalz gibt es einen nicht zu unterschätzenden 
Mangel an Ablagerungsfl ächen. Für die Bau-
wirtschaft ist der jüngste Vorstoß in Mainz 
daher symptomatisch für ein Problem, dass 
das gesamte Bundesland plagt. 

Auf die Deponie in Mainz-Laubenheim 
zu verzichten wäre ein Eigentor, „und ein 
sehr teures noch dazu“, erklärte Thomas 
Weiler, stellvertretender Hauptgeschäfts-
führer des Landesverbands Bauwirtschaft 
Rheinland-Pfalz. Gemeinsam mit der 
Handwerkskammer Rheinhessen, der 
Kreishandwerkerschaft Mainz-Bingen und 
der Bau-Innung Mainz hat sich der Ver-
band Ende September in einem offenen 
Schreiben an den Mainzer Oberbürger-
meister Micheal Ebling gewandt. 

Die Kosten für die Entsorgung und 
den Abtransport von Bauaushub sind 
das Hauptargument der Autoren. Laut 

der Bauwirtschaft machen sie aufgrund 
des Deponieengpasses in Rheinland-Pfalz 
derzeit nicht selten zwischen 20 und 25 
Prozent des Auftragsvolumens aus. Doch 
dem Verdacht, die Bauwirtschaft wolle le-
diglich Kosten sparen und profi tiere von 
der geplanten Deponie am meisten, wider-
spricht Thomas Weiler energisch: „Von 
einer ortsnahen Ablagerungsmöglich-
keit profi tieren alle unsere Auftraggeber 
und damit in erster Linie die öffentliche 
Hand.“ Die sei mit Abstand der größte 

Verursacher des Landes im Bereich Bö-
den, so die Bauwirtschaft. Die Zeche dafür 
zahlt natürlich der Steuerzahler. Nicht sel-
ten sprengten die langen Transportwege 
und die mit ihnen verbundenen Kosten 
die Planungen. 

Auch Anja Obermann, Hauptgeschäfts-
führerin der Handwerkskammer Rhein-
hessen, fi ndet, dass die Kosten, die durch 
eine Abkehr von der geplanten Deponie in 
Laubenheim entstehen würden, zu wenig 
Beachtung in der öffentlichen Diskussion 

fi nden. „Neben den zunehmend steigenden 
Entsorgungskosten für alle privaten und öf-
fentlichen Bauherren sind das ja etwa auch 
steigende Müllgebühren für alle Haushalte 
in Mainz, da die eingeplanten Einnahmen 
durch die Deponie nicht entstehen.“ Auch 
auf die Frage, warum Mainz-Laubenheim 
als Standort herhalten soll, und nicht zum 
Beispiel eine andere Kommune außerhalb 
von Mainz oder Rheinhessen, hat Ober-
mann, ebenfalls Geschäftsführerin der 
Arbeitsgemeinschaft der Handwerkskam-
mern Rheinland-Pfalz, eine klare Antwort. 
„Projekte, wie die in Mainz geplante Depo-
nie, sind an keinem Standort beliebt“, so 
Obermann. Fakt sei aber, „dass der Main-
zer Erdaushub nun über viele Jahre an an-
deren Standorten entsorgt wurde. Daher ist 
es nur gerechtfertigt, wenn auch innerhalb 
der Stadt geprüft wird, ob der eigene Aus-
hub auch innerhalb der Stadt entsorgt wer-
den kann“. 

Die Sorgen der Anwohner bezüglich 
möglicher Konsequenzen für Mensch 
und Umwelt kann Obermann nur schwer 
nachvollziehen. „Zur Beurteilung der 
Umweltaspekte gibt es amtliche Geneh-
migungsverfahren. Daher vertraue ich auf 
die Entscheidung im Rahmen dieser Ver-
fahren.“ Es gibt aber noch einen weiteren 
Umweltaspekt: Derzeit müsse das Material 
aus dem Raum Mainz entweder nach Kai-
serlautern oder zur Deponie Eiterköpfe in 
Ochtendung bei Koblenz transportiert wer-
den. Das ist jeweils eine Strecke von zirka 
200 Kilometern hin und zurück. Diese 
Transportwege kosten nicht nur, das dabei 
produzierte Kohlenstoffdioxid schade auch 
Mensch um Umwelt.    

RLP will mehr Schutz 
vor unseriösen 
Schlüsseldiensten 
Der Bundesrat ist Mitte September einem 
Antrag von Rheinland-Pfalz gefolgt, Ver-
braucher besser vor unseriösen Schlüssel-
diensten zu schützen. Geht es nach dem 
Willen des Rates, müssen die Anbieter von 
Schlüsseldiensten in Zukunft ihre Preise bei 
der zuständigen Aufsichtsbehörde hinter-
legen und ständig aktualisieren. Des Wei-
teren sollen die Angaben auch im Internet 
veröffentlich werden, damit Verbraucher, 
die einen Schlüsseldienst benötigen, sich 
besser informieren und vergleichen kön-
nen. „Wer ohne Schlüssel vor der Tür steht, 
ist in einer Zwangslage. Das nutzen unse-
riöse Schlüsseldienste immer wieder aus. 
Dem wollen wir einen Riegel vorschieben“, 
erläuterte die rheinland-pfälzische Ver-
braucherschutzministerin Anne Spiegel. 
Da Schlüsseldienste keinem eigenständige 
Berufsbild angehören, leiden sowohl Ver-
braucher als auch seriöse Anbieter nach wie 
vor unter schwarzen Schafen.                    AS

Die Einfahrt zum bestehenden Gelände des Entsorgungsbetriebs des Stadt Mainz am Lauben-
heimer Steinbruch. Hier könnten bald auch die Lkws mit Bauaushub rollen.

Fo
to

: K
ris

tin
a 

Sc
hä

fe
r


